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Parlament setzt auf Zertifikat light
Grosser Rat verabschiedet als erstes Kantonsparlament ein eigenes Covid-Gesetz.

Jonas Hoskyn

Nach eineinhalb Jahren im Exil
in der Messe tagte das Basler
Parlament gestern wieder im
Rathaus. Wer deswegen grosse
Feierlichkeiten erwartet hatte,
wurde enttäuscht. Feststellen
konnte man höchstens, dass
gesterndeutlichmehrSelfiesge-
schossenwurde als üblich. Auf-
fälligwar auchdieneueSitzord-
nung. Als Sicherheitsmassnah-
me wurden die Abstände
zwischendenParlamentarierin-
nen und Parlamentariern mög-
lichst gross gestaltet.

Zu Beginnmussten ein paar
potenzielle Fehlerquellen aus
demWeg geräumt werden. Im-
merhinwar es fürdieHälftedes
aktuellenGrossenRats die Pre-
miere imRathaus.DasResultat
der Testabstimmung war denn
auchdieersteÜberraschungdes

gestrigen Tages: Die Frage
«Möchten Sie kommende Wo-
cheeinenMässmoggeauf Ihrem
Sitzungstisch?» verpasste das
Zweitdrittelmehr, wie Gross-
ratspräsident David Jenny
scherzhaft feststellte.

Klares Ja fürdasZertifikat
imParlament
Danach galt es ernst. Als erstes
Sachgeschäft stand die Frage
nach einer Änderung der Ge-
schäftsordnungdesGrossenRa-
tes auf der Traktandenliste.
Nach Vorbild des Bundesparla-
ments sollte eine «Zertifikats-
pflicht light» ins Gesetz ge-
schriebenwerden. Demzufolge
müsstemanentwedernachwei-
sen, dassmangeimpft, genesen
oder getestet ist; oder aber
durchgehend Maske tragen. So
können auch Zertifikatsgegner
an den Sitzungen teilnehmen.

Das Ergebnis der Schlussab-
stimmung war mit 84 Ja- gegen
9 Nein-Stimmen mehr als ein-
deutig. Weil das Zweidrittel-
mehr klar erreicht wurde, ist es
auch möglich, die neue Rege-
lung schnell einzuführen. Be-
reits ab kommenderWoche gilt
die«Zertifikatspflicht light» für
den Basler Parlamentsbetrieb.
DerGrosseRat istdamitdasers-
te kantonale Parlament mit
einer solchenRegelung.

Die Zertifikatspflicht sei
auch ein Signal an die Bevölke-
rung, argumentierte Joël Thü-
ring als Sprecher des Grossrats-
büros. Schliesslich müsse sich
dieseauchaneine solchehalten.
Auch handle es sich um eine
sehrmilde Einschränkung.

Auch Gesundheitsdirektor
Lukas Engelberger (Die Mitte)
ergriffdasWortundgingaufdie
Argumente der Gegner ein:

«Die Spaltung droht durch das
Virus, die Impfung sollte nicht
verpolitisiertwerden. Sie ist der
Weg, eine Spaltung zu verhin-
dern.»Es sei auchnicht so, dass
wir über den Berg seien, beton-
teEngelberger.«DieMenschen,
auf der Intensivstationen ver-
zweifeln fast.»

VereinzelteGegneraus
allenpolitischenEcken
Widerstand gegen die Zertifi-
katspflicht light gab es nur von
vereinzeltenGrossräten.AlsKri-
tikerdesCovid-Zertifikats oute-
te sich David Wüest-Rudin
(GLP): «Ich bin nicht gegen das
Impfen. Aber ich sehe den Me-
chanismus: Die Behörden defi-
nieren ein Impfziel und setzen
Druck auf.» Er würde sich freu-
en, wieder im Rathaus sein zu
können – «aber welchen Preis
zahlenwir dafür?»

AuchDaniel Albietz (DieMitte)
sprach sich gegen die Zertifi-
katspflicht aus:DasZertifikat sei
ungerecht. Er sei im Frühling
2020anCorona erkrankt, habe
aber damals keinen Test ge-
macht. Ein kürzlich durchge-
führter Antikörpertest habe
aucheineinhalb Jahre später ge-
zeigt, dass er eine gute Immun-
antwort habe.Trotzdemerhalte
er kein Zertifikat.

AuchausdemGrün-Alterna-
tivenBündnis kamendreiNein-
Stimmen, allerdings aus ande-
renÜberlegungen: «EineZerti-
fikatspflicht ist nur sinnvoll,
wenn man damit einen grösse-
renSchutzerreichenkann», sagt
Basta-GrossrätinTonjaZürcher.
«Im Parlament bin ich skep-
tisch, weil es hier darum geht,
Lockerungen fürZertifizierte zu
erreichen, und nicht um den
Schutz vor der Pandemie.»

Aus dem Grossen Rat
Fernwärmeausbau für
460MillionenFranken

Genehmigt In der Stadt Basel
solldasFernwärmenetzbis2035
stark ausgebaut werden. Der
Grosse Rat hat dafür Investitio-
nen der IWB in Höhe von
460 Millionen Franken geneh-
migt. Weiter hat das Parlament
Anpassungen am IWB-Gesetz
und am Energiegesetz vorge-
nommen. Unter anderem wer-
den die IWB ermächtigt, das
Gasnetz schrittweise stillzule-
gen. Damit verbundene Ent-
schädigungszahlungensollen im
Energiegesetz verankert wer-
den.NachdemAusbaudesFern-
wärmenetzes werden 120000
statt wie heute 50000Einwoh-
nerinnen und Einwohner bzw.
70 Prozent statt 30 Prozent der
Gebäude eine mit Fernwärme
betriebene Heizung haben. Die
Umwelt-, Verkehrs- und Ener-
giekommission (UVEK) hat die
Vorlage als «wichtigen Beitrag
zurReduktiondesCO2-Ausstos-
ses in Basel unterstützt». Der
Grosse Rat stimmte dem mit
einerGegenstimme zu. (no)

GrosserRat segnet
Legislaturplanab

Schwerpunkte DerRegierungs-
rat präsentierte imneuenLegis-
laturplan seine politische
Planung für 2021 bis 2025. Im
Zentrum stehen dabei drei
Schwerpunkte:Bewältigungder
Coronapandemie, Digitalisie-
rung und Klimaschutz. Dazu
kommen weitere Ziele sowie
Massnahmen, wie Regierungs-
präsident Beat Jans erläuterte.
Zur Sprache kamen von rechter
Ratsseite etwa die Themen Si-
cherheit und Sauberkeit in der
Stadt. Der Grosse Rat hat dem
LegislaturplanamMittwochmit
90:1 Stimmen bei einer Enthal-
tung zustimmend zur Kenntnis
genommen, Änderungen kann
er nicht anbringen. (no)

Fristverlängerung
«Primaten-Initiative»

Abstimmungstermin Die Jus-
tiz-, Sicherheits- undSportkom-
mission des Grossen Rates
(JSSK) beantragte demGrossen
Rat eine Fristverlängerung für
die Abstimmung«Grundrechte
fürPrimaten».Weil sichdieGe-
richtemitder Initiativebeschäf-
tigen mussten (bz berichtete),
habe sich alles verzögert. Es lie-
gevonkeinerSeiteeineböseAb-
sicht vor, führte die Kommis-
sionssprecherinaus.DerGrosse
Rat stimmte dem Antrag der
JSSKzu,mitEinverständnis des
Initiativkomitees eine Fristver-
längerung bis zum 13. Februar
2022anzuordnen.DieKommis-
sionwerde ihrenBericht zur In-
itiative dem Rat spätestens im
Dezember 2021 vorlegen. (no)

Hafeninitiative
eingereicht

Juso DieBasler Jungsozialisten
habenmitüber 3000beglaubig-
ten Unterschriften ihre Hafen-
initiative eingereicht. Sie for-
dern günstigenWohnraum und
Grünflächen.Die Initiative«Ha-
fen für alle –Freiräumestatt Lu-
xusprojekte» verlangt, dass der
grösste Teil des 23 Hektaren
grossenArealsKlybeckquai und
Westquai imBesitz der öffentli-
chenHand bleibt. (bz)

Rückkehr: Gestern tagte der Grosse Rat erstmals seit März 2020 wieder im Basler Rathaus. Bild: Kenneth Nars

Die Masken fallen in vier von fünf Kursen
AnfangNovember kommt an derUni Basel die Zertifikatspflicht –mehr Präsenzunterricht wird es aber nicht geben.

Mit Einführung der Zertifikats-
pflichtperNovember istdieUni-
versitätBasel imschweizweiten
Vergleich eine Spätzünderin.
MatthiasGeering,Medienspre-
cher der Uni, hatte diese Ent-
scheidungdamit gerechtfertigt,
den Studierenden und Dozie-
rendendieMöglichkeit gebenzu
wollen, sich bis zur Einführung
doppelt impfen zu lassen.

Viele Schweizer Universitä-
ten hatten keine solche Schon-
frist und die 3G-Regel bereits
auf Semesteranfangeingeführt.
DieMaskenmüssenmeist nicht
mehrgetragenwerden.Nicht so
bei der Uni Basel: «Wir dürfen
nurdort aufMaskenverzichten,
wowir eine lückenloseKontrol-
ledurchführenkönnen, unddas
geht bei den grösseren Veran-
staltungennicht», sagtGeering.
Securitas-Personal werde zu-
dem stichprobenartig die Zerti-
fikate kontrollieren.DieUnihat

amMittwochbekannt gegeben,
welche Regelungen für den
Lehrbetrieb mit Zertifikats-
pflicht gelten werden. DieMas-
kenpflicht bleibt – zumindest
dort, wo eine flächendeckende
Zugangskontrollenichtmöglich
ist. Nur in Kursen mit weniger

als 30 Personen sei es den Teil-
nehmenden möglich, die Mas-
ken abzulegen. In diesen Fällen
könnenDozierende, soheisst es
weiter, die Zertifikate überprü-
fen.DannmüssenkeineMasken
getragenwerden.FürPrüfungen
dagegen sei kein Zertifikat not-

wendig.Geering führt aus:«Wir
habenetwa2500Veranstaltun-
gen jede Woche an der Uni.
2000 davon sind mit weniger
als 30 Personen. Dort können
wir auf Masken verzichten,
wenn bei allen das Zertifikat
überprüftwurde.»Zudemsollte
das Zertifikat mehr Präsenz-
unterricht ermöglichen. Doch
um Planungssicherheit zu bie-
ten, habeman entschieden, die
Veranstaltungsform während
des Semesters nicht mehr zu
verändern: Online-Kurse wer-
den auch online bleiben.

Goldeneundsilberne
Aufkleber fürdenAusweis
Um die Zertifikatskontrolle zu
erleichtern,werdemaneinKon-
trollzentrumeinrichten, in dem
Studierende und Dozierende
ihre Zertifikate vorweisen kön-
nen, so Geering. Man erhalte
einen Hologramm-Kleber, da-

mit das Zertifikat nicht ständig
gezeigt werden müsse. Für Ge-
nesene ein silbernes, das bis
Ende des Herbstsemesters gül-
tig ist, für Geimpfte ein golde-
nes, das bis Ende Frühlingsse-
mester gilt.DieUniwirdkosten-
loseSpucktestsanbieten,welche
die Teilnahme am Präsenz-
unterricht während sieben Ta-
generlauben.FürdieSpucktests
habe man sich aus finanziellen
Gründen entschieden.

Die Uni Basel war von Be-
ginn weg zögerlichmit der Zer-
tifikatspflicht. Im August hiess
esgegenüberderbz:«Alsöffent-
lich-rechtliche Institution sind
wir verpflichtet, unser Angebot
allen Studierenden zugänglich
zumachen –unabhängigdavon,
ob sie geimpft sind oder nicht.»
Anfang September kam dann
der Sinneswandel.

Elodie Kolb

85 Millionen sind definitiv weg
Subvention Aufgrund eines
Praxiswechsels in der Auszah-
lung der Bundessubventionen
im Jahr 2012 fehlen derUniver-
sität Basel buchhalterisch 85
Millionen Franken. 60 Millio-
nendavonübernahmendiebei-
den Trägerkantone Basel-Stadt
und Baselland als Darlehen.
Nunsindalle rechtlichen Instan-
zen ausgeschöpft und die Kan-

tone streichendieSegel:Diebei-
denRegierungenschlagen ihren
Parlamenten vor, die je 30 Mil-
lionen Franken abzuschreiben.
Ein Kurzgutachten, das nach
dem letzten abschlägigen Bun-
desgerichtsurteil vom Februar
dieses Jahres erstelltworden ist,
rate dies als «geeignete und
zweckmässige Lösung» an – es
ist wohl auch die einzige. (cm)


